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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
6. Februar 1997 
 
 

Az:  3 RK 8/96 

 

 

 
 
..................................................................................., 
 
 
 

Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozeßbevollmächtigte:     

 
 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Barmer Ersatzkasse, 
42289 Wuppertal, Untere Lichtenplatzer Str. 100-102, 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte. 
 

 

Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

6. Februar 1997 durch den Vorsitzenden Richter   Dr.  L a d a g e ,   die Richter    

Dr.  U d s c h i n g   und   Dr.  N a u j o k s   sowie die ehrenamtlichen Richter 

Dr.  H o l z l ö h n e r   und   M e i d 

für Recht erkannt: 

 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom  

22. Mai 1996 wird zurückgewiesen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 

 

 

 

G r ü n d e : 

I 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 
- 3 - 

Der Kläger begehrt als Rechtsnachfolger seiner verstorbenen Mutter die Geldleistung we-

gen Schwerpflegebedürftigkeit (Pflegegeld) für einen Zeitraum vor Antragstellung. 

 

Die verstorbene Mutter des Klägers, die bei der beklagten Ersatzkasse krankenversichert 

war, hatte mit Schreiben vom 13. August 1991 bei der Beklagten Pflegegeld wegen 

Schwerpflegebedürftigkeit gemäß §§ 53, 57 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V, in 

der vor dem 1. April 1994 geltenden Fassung, vgl Art 4 Nr 4 iVm Art 68 Abs 2 Pflege-Ver-

sicherungsgesetz <PflegeVG> vom 26. Mai 1994, BGBl I S 1014) beantragt. Nachdem die 

Beklagte den Antrag zunächst, gestützt auf ein Gutachten des Medizinischen Dienstes, 

abgelehnt hatte, gewährte sie nach erneuter Begutachtung Pflegegeld in Höhe von mo-

natlich 400,00 DM ab 1. August 1991 (Bescheid vom 10. Juni 1992). Im Dezember 1992 

wandte sich die Mutter des Klägers mit dem Begehren an die Beklagte, das Pflegegeld 

rückwirkend seit dem 1. Januar 1991 zu zahlen, da bei ihr schon seit 1988 eine 

"dringende Pflegebedürftigkeit" vorgelegen habe. Die Beklagte lehnte dies mit Bescheid 

vom 26. Januar 1993 ab, da ein Anspruch auf Leistungen nach § 57 SGB V erst mit dem 

Antrag entstehe und Pflegegeld nicht für Zeiträume vor Antragstellung gewährt werden 

könne. Der Widerspruch blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 15. April 1993). 

 

Das Sozialgericht (SG) hat die hiergegen gerichtete Klage durch Urteil vom 16. Dezember 

1993 abgewiesen: Häusliche Pflegehilfe gemäß § 55 SGB V sei als Sachleistung anzuse-

hen, die immer nur für die Zukunft gewährt werden könne. Pflegegeld werde "anstelle" der 

häuslichen Pflegehilfe gewährt und könne daher auch nur für zukünftige Zeiträume bewil-

ligt werden. Die Berufung blieb erfolglos (Urteil des Landessozialgerichts Berlin <LSG> 

vom 22. Mai 1996).  

 

Gegen dieses Urteil richtet sich die vom LSG zugelassene Revision des Klägers, die die-

ser als Rechtsnachfolger seiner zwischenzeitlich verstorbenen Mutter eingelegt hat.  Mit 

ihr rügt er eine Verletzung der §§ 53, 57 SGB V aF. Das in § 57 SGB V aF erwähnte An-

tragsrecht habe nur den Zweck, die Entscheidung des Leistungsberechtigten für die 

Geldleistung anstelle der Sachleistung zu dokumentieren. Die in § 57 Abs 4 SGB V ent-

haltene Regelung, daß die Geldleistung vom 1. Januar 1991 an gezahlt werde, zeige zu-

dem, daß rückwirkende Zahlungen möglich oder vom Gesetzgeber gewollt seien. Da je-

der Empfänger von Sachleistungen gemäß § 57 SGB V jederzeit das Recht habe, durch 

Antragstellung von der Sachleistung zur Geldleistung zu wechseln, sei auch keine Bes-

serstellung von Geldleistungsempfängern gegenüber Sachleistungsempfängern gegeben.  

 

Der Kläger beantragt, 

das Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom 22. Mai 1996 und das Urteil des 

Sozialgerichts Berlin vom 16. Dezember 1993 sowie den Bescheid der Beklag-

ten vom 26. Januar 1993 idF des Widerspruchsbescheides vom 15. April 1993 

aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger Geldleistungen wegen 
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Schwerpflegebedürftigkeit der Erblasserin E      M         für die Zeit vom 

1. Januar 1991 bis zum 31. Juli 1991 in Höhe von DM 2.800,00 zu gewähren. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision des Klägers zurückzuweisen. 

 

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend. 

 

II 

 

Die Revision des Klägers ist nicht begründet und war daher zurückzuweisen. 

 

Das LSG hat die Berufung des Klägers gegen das klageabweisende Urteil des SG zu 

Recht zurückgewiesen. Bei dem angefochtenen Bescheid handelt es sich nicht um die 

Ablehnung eines ergänzenden Leistungsantrags, sondern um die Ablehnung eines Zu-

gunstenbescheides iS von § 44 Abs 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch - Zehntes Buch (SGB X), 

denn der von der Mutter des Klägers gestellte Antrag auf Gewährung von Pflegegeld war 

nicht auf die Zeit ab 1. August 1991 beschränkt. Von daher lag in der Festsetzung des 

Leistungsbeginns auf den 1. August 1991 im Bescheid vom 10. Juni 1992 zugleich die 

Ablehnung, für die vorangegangene Zeit seit dem 1. Januar 1991 Pflegegeld zu gewäh-

ren. Die Beklagte war jedoch nicht verpflichtet, ihren Leistungsbescheid vom 10. Juni 

1992 gemäß § 44 Abs 1 Satz 1 SGB X insoweit zurückzunehmen, als Pflegegeld erst ab 

1. August 1991 und nicht bereits ab 1. Januar 1991 bewilligt worden war; denn der Be-

scheid der Beklagten war rechtmäßig. 

 

1. Der Kläger ist grundsätzlich berechtigt, die seiner Mutter bei deren Tod zustehenden 

Ansprüche geltend zu machen. Nach § 58 Satz 1 Sozialgesetzbuch Erstes Buch (SGB I) 

werden fällige Ansprüche auf Geldleistungen nach den Vorschriften des Bürgerlichen Ge-

setzbuchs vererbt, soweit sie nicht nach den §§ 56 und § 57 SGB I einem Sonderrechts-

nachfolger zustehen. Nach den im Revisionsverfahren nicht angegriffenen Feststellungen 

des LSG ist der Kläger Alleinerbe seiner Mutter; ein Fall einer vorrangigen anderweitigen 

Sonderrechtsnachfolge iS der §§ 56, 57 SGB I liegt nicht vor. 

 

Eine Rechtsnachfolge ist nicht wegen der Rechtsnatur des Pflegegeldes ausgeschlossen. 

Der Anspruch auf Pflegegeld ist mit dem Tod der Mutter des Klägers nicht erloschen. 

Nach § 59 Satz 1 SGB I erlöschen zwar Ansprüche auf Dienst- und Sachleistungen mit 

dem Tod des Berechtigten. Ansprüche auf Geldleistungen erlöschen dagegen nur, wenn 

sie im Zeitpunkt des Todes des Berechtigten weder festgestellt sind, noch ein Verwal-

tungsverfahren über sie anhängig ist (§ 59 Satz 2 SGB I). Das Verwaltungsverfahren ist 

noch von der Mutter des Klägers eingeleitet worden. Das Pflegegeld zählt auch zu den 

vererbbaren Geldleistungen iS von § 59 Satz 2 iVm § 11 Satz 1 SGB I. Dem steht nicht 
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entgegen, daß das Pflegegeld in der Begründung zum Entwurf des Sozialgesetzbuchs - 

Elftes Buch (SGB XI) als Sachleistungssurrogat bezeichnet wird (BT-Drucks 12/5262 

S 112, zu § 33 SGB XI - Entwurf). Mit dieser Qualifizierung sollte vor allem die Exportfä-

higkeit des Pflegegeldes in das EU-Ausland ausgeschlossen werden. Daß das Pflegegeld 

"keine Geldleistung im eigentlichen Sinne" sei (aaO, S 110 zu § 30 SGB XI), wurde vor 

allem damit begründet, daß es zweckgebunden zur Sicherstellung der Pflege durch 

selbstbeschaffte Pflegepersonen sei und nur die Sachleistung ersetze. Die Sicherstellung 

der Pflege durch den Pflegebedürftigen sei Grundvoraussetzung des Bezugs von Pflege-

geld; lasse der Pflegebedürftige eine Kontrolle der Sicherstellung nicht zu, so könne das 

Pflegegeld verweigert werden. Die Kontrolle der Sicherstellung der Pflege ist durch das 

1. SGB XI-ÄndG (vom 14. Juni 1996, BGBl I S 830) noch verstärkt worden (vgl § 37 Abs 3 

SGB XI). Dies wirkt sich jedoch auf die Qualifizierung des Pflegegeldes als Geldleistung 

iS von § 59 Satz 2 SGB I nicht aus. 

 

§ 11 Satz 1 SGB I unterscheidet die Sozialleistungen nach Dienst-, Sach- und Geldlei-

stungen. Die Zuordnung der einzelnen Sozialleistungen richtet sich nur nach der Form, in 

der die Leistung erbracht wird (vgl BSG SozR 1200 § 44 Nr 1; Mrozynski, SGB I, Komm, 

2. Aufl. 1995, § 11 RdNr 18 mwN). Danach ist zB der Kostenerstattungsanspruch iS von 

§ 13 Abs 3 SGB V im Hinblick auf die Vererbbarkeit regelmäßig als Geldleistung einzu-

stufen (vgl BSG, USK 78126; Mrozynski, aaO, § 59 RdNr 10; von Maydell, SGB I - Ge-

meinschaftskommentar, § 58 RdNr 3; Hauck/Haines, SGB I § 58 RdNr 3a). Auch die 

strenge Zweckbindung des Pflegegeldes kann seine Zuordnung zu einer anderen Lei-

stungsart nicht begründen (vgl Krasney, SGb 1996, 253, 256). Dies gilt jedenfalls im Hin-

blick auf seine Vererbbarkeit. Ob das Pflegegeld im Hinblick auf die Exportfähigkeit in das 

EU-Ausland nicht als Geldleistung iS der EG-VO 1408/71 anzusehen ist, war hier nicht zu 

entscheiden. 

 

2. Der Mutter des Klägers stand während des hier streitigen Zeitraums ein Anspruch auf 

Pflegegeld gemäß § 57 Abs 1 SGB V aF nicht zu. Die Krankenkasse (KK) konnte anstelle 

der nach § 55 SGB V aF vorgesehenen Pflegesachleistung im Rahmen der häuslichen 

Pflegehilfe nach § 57 SGB V aF Pflegegeld gewähren. Die §§ 53-57 SGB V sind zwar 

durch Art 4 Nr 3 und 4, Art 68 Abs 2 PflegeVG mit Wirkung vom 1. April 1995 aufgehoben 

worden. Für den hier streitigen Zeitraum sind sie jedoch weiterhin anzuwenden (BSG 

SozR 3-2500 § 53 Nr 9). 

 

Die Frage, von welchem Zeitpunkt an Pflegegeld zu leisten ist, war in den §§ 53 bis 57 

SGB V aF nicht ausdrücklich geregelt. Für den Leistungsbeginn ist im Regelfall der Zeit-

punkt der Entstehung des Anspruchs maßgebend, dh wenn alle materiellen Tatbestands-

voraussetzungen vorliegen (§ 40 Abs 1 SGB I); es sei denn, das jeweilige materielle 

Recht läßt rückwirkende Leistungen zu, wie dies etwa im Kinder- und Erziehungs-

geldrecht der Fall ist (vgl § 5 Abs 2 Bundeskindergeldgesetz <BKGG>, § 4 Abs 2 Satz 3 
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Bundeserziehungsgeldgesetz <BErzGG>). Das SGB V enthielt zur rückwirkenden Ge-

währung von Leistungen bei Schwerpflegebedürftigkeit keine entsprechende Regelung. 

 

Die Leistungen bei Schwerpflegebedürftigkeit hängen von einer Antragstellung ab (§ 1545 

Reichsversicherungsordnung aF; jetzt § 19 Sozialgesetzbuch - Viertes Buch). Der Antrag 

ist hier materielle Anspruchsvoraussetzung. Zwar betreffen die genannten Vorschriften 

über das Antragserfordernis nur die verfahrensrechtliche Bedeutung, weil sie lediglich re-

geln, ob die Verwaltung von Amts wegen oder nur auf Antrag tätig werden darf (so 

Hauck/Haines, SGB IV, K § 19 Anm 3, 3a; ferner Seewald in Kasseler Komm § 19 

SGB IV, Rn 4). Aus ihrer verfahrensrechtlichen Bedeutung in Verbindung mit dem Sach-

leistungsprinzip der häuslichen Pflegehilfe folgt aber, daß der Antrag auch materiell den 

Leistungsbeginn bestimmt; denn wenn die Verwaltung erst auf Antrag tätig werden darf, 

kann sie auch frühestens von diesem Zeitpunkt an die Leistung erbringen. Bei Geldlei-

stungen ist allerdings ausnahmsweise eine Nachzahlung für abgelaufene Zeiträume mög-

lich. 

 

Für das Pflegegeld nach § 57 SGB V gilt das aber nicht. Das LSG hat dies zutreffend aus 

folgenden Vorgaben des Gesetzes abgeleitet: Die Leistung von Pflegegeld war als Surro-

gat der vorrangigen Pflegesachleistung (nach § 55 SGB V aF) vorgesehen. Die KK konnte 

Pflegegeld "anstelle" der häuslichen Pflegehilfe zahlen. Hieraus folgt bereits, daß der 

Anspruch auf Pflegegeld unabhängig vom Zeitpunkt des Eintritts von Schwerpflege-

bedürftigkeit nicht früher entstehen konnte als der Sachleistungsanspruch. Dieser ist sei-

ner Natur nach zwangsläufig zukunftsgerichtet; Naturalleistungen können nicht nachträg-

lich für zurückliegende Zeiten erbracht werden (vgl BSGE 73, 146, 158 = SozR 3-2500 

§ 53 Nr 4). 

 

Die Gewährung von Pflegegeld setzte nach § 57 SGB V aF ferner einen besonderen An-

trag des Schwerpflegebedürftigen voraus. Ohne entsprechenden Antrag war die KK nur 

zur Gewährung der Pflegesachleistung verpflichtet. Dieser Antrag hatte vorrangig die Auf-

gabe, die KK zur Prüfung der weiteren, über die Anforderungen der Pflegesachleistung 

hinausgehenden Tatbestandsvoraussetzungen zu veranlassen. Die KK hatte mit Hilfe des 

medizinisch-pflegerischen Sachverständigen zu prüfen, ob der Schwerpflegebedürftige 

die Pflege durch selbstbeschaffte Pflegepersonen in geeigneter Weise und in ausreichen-

dem Umfang sicherstellen konnte. Die hiernach erforderliche Prognose kann nur für die 

Zeit nach Antragstellung getroffen werden. Ob die Leistung von Pflegegeld anstelle der 

Sachleistung bei positiver Prognose, wie das LSG angenommen hat, im Ermessen der 

KK stand oder in diesem Falle eine Ermessensreduzierung "auf Null" (so 

Maaßen/Schermer/Wiegand/Zipperer, SGB V, § 57 RdNr 2 und 3) eintrat, ist für den Lei-

stungsbeginn ohne Belang. Maßgeblich ist, daß das Gesetz nur eine Entscheidung für die 

Zukunft zuläßt. Andernfalls käme es zudem, worauf das LSG zutreffend hingewiesen hat, 

zu einer Besserstellung derjenigen Pflegebedürftigen, die die Pflege durch selbst be-
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schaffte Pflegepersonen durchführen gegenüber denjenigen, die Pflegesachleistungen in 

Anspruch nehmen. Das Surrogat würde damit entgegen der Intention der §§ 53 bis 57 

SGB V aF gegenüber der Sachleistung als der vorrangigen Leistungsart privilegiert. Die 

KK würde ferner zu einem erhöhten Verwaltungsaufwand gezwungen, weil sie im nach-

hinein zu ermitteln hätte, ob und inwieweit tatsächlich eine Pflege durch Dritte stattgefun-

den hat. 

 

Für das Pflegegeld nach § 37 SGB XI idF des PflegeVG (geändert durch das 1. SGB-XI-

ÄndG vom 14. Juni 1996, BGBl I S 830) enthält § 33 Abs 1 Satz 2 SGB XI die ausdrückli-

che Regelung, daß Leistungen erst ab Antragstellung gewährt werden. Auch dies läßt den 

Schluß zu, daß der Antrag für den Beginn der Leistungen nach den §§ 53 bis 57 SGB V 

aF maßgebend sein sollte. Denn die Leistungsart Pflegegeld ist hinsichtlich ihrer Voraus-

setzungen und Zweckbestimmung unverändert geblieben. Den Materialien zum SGB XI 

ist kein Hinweis zu entnehmen, daß der Leistungsbeginn gegenüber dem vorhergehenden 

Rechtszustand abweichend geregelt werden sollte. 

 

§ 57 Abs 4 SGB  V aF, der bestimmte, daß die Geldleistung vom 1. Januar 1991 an ge-

zahlt wird, läßt sich entgegen der Auffassung der Revision nicht entnehmen, daß auch der 

Gesetzgeber an die Möglichkeit einer Zahlung von Pflegegeld für zurückliegende Zeit-

räume gedacht hat. Diese Vorschrift legt wie auch § 55 Abs 2 SGB V aF für die Pfle-

gesachleistung allein das spätere Wirksamwerden gegenüber der Grundnorm in § 53 

SGB V aF fest, die sich in der Zeit zwischen dem 1. Januar 1989 und dem 31. Dezember 

1990 nur auf die in § 56 SGB V aF geregelte Leistungsart auswirkte. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG. 
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